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E i n l a d u n g 
 

 
Sitzung Nr. 33/2013
HFWA Nr. 4/2013

 
 
An die Mitglieder  
des Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschusses 
der Stadt Bornheim

Bornheim, den 07.05.2013 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zur nächsten Sitzung des Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschusses der Stadt Born-
heim lade ich Sie herzlich ein.  
Die Sitzung findet am Donnerstag, 23.05.2013, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses 
Bornheim, Rathausstraße 2, statt 
 
.Die Tagesordnung habe ich wie folgt festgesetzt: 
 
TOP Inhalt Vorlage Nr. 

 Öffentliche Sitzung  
1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  
2 Einwohnerfragestunde  
3 Sachstandsbericht zum Vollzug des Haushaltssicherungskonzeptes bis 

2022 
264/2013-2 

4 Fund- und Gefahrtiervertrag mit dem Tierheim Troisdorf 269/2013-3 
5 Antrag der SPD-Fraktion vom 26.03.2013 betr. Energiewende umset-

zen, Klimaschutz verbessern und kommunales Energiemanagement 
optimieren 
(Rat 25.04.2013) 

202/2013-1 

6 Mitteilung betr. betr. Gebäude- und Standortkonzept der Stadt Born-
heim 

270/2013-6 

7 Mitteilung betr. Beteiligung der Kommunen mit Hochspannungsleitun-
gen an der Gewerbesteuer 

198/2013-2 

8 Mitteilungen mündlich und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

 

9 Anfrage der SPD-Fraktion vom 13.03.2013 betr. Wohnungssituation in 
Bornheim 
(HFWA 18.04.2013) 

172/2013-7 

10 Anfragen mündlich  
 Nicht öffentliche Sitzung  

11 Dringlichkeitsentscheidung gemäß § 60 Abs. 1 S. 3 GO zur Vergabe 
der Aufträge zur Unterhalts- und Grundreinigung in Schulen der Stadt 
Bornheim zum 01.06.2013 

099/2013-1 

12 Vergabe des Auftrages zur Lieferung von persönlicher und feuerwehr-
technischer Ausrüstung sowie Atemschutzgeräten für die Freiwillige 
Feuerwehr der Stadt Bornheim 

165/2013-1 
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13 Mitteilungen mündlich und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

 

14 Anfragen mündlich  
 
 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
 
(Wolfgang Henseler) 
Bürgermeister 
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Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 23.05.2013
Rat 28.05.2013
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 264/2013-2

    Stand 25.04.2013
 
Betreff Sachstandsbericht zum Vollzug des Haushaltssicherungskonzeptes bis 2022 
 
Beschlussentwurf Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 
 
Der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss empfiehlt dem Rat, die Ausführungen des 
Bürgermeisters zum Sachstand des Vollzugs des Haushaltssicherungskonzeptes bis 2022 
zur Kenntnis zu nehmen. 
 
Beschlussentwurf Rat 
 
Der Rat nimmt die Ausführungen des Bürgermeisters zum Sachstand des Vollzugs des 
Haushaltssicherungskonzeptes bis 2022 zur Kenntnis. 
 
Sachverhalt
 
Der Bürgermeister hat dem Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss sowie dem Rat mit 
Vorlage Nr. 508/2012-2 auf der Basis eines im AK Finanzen abgestimmten Berichtskonzep-
tes einen ersten Sachstandsbericht zum Vollzug des Haushaltssicherungskonzeptes bis 
2022 gegeben. Dieser Bericht erfolgte auf der Basis der im Herbst 2012 durchgeführten 
Prognoseberichterstattung zum 31.12.2012.  
 
Das Berichtskonzept sieht vor, einen weiteren Bericht auf der Grundlage der Erkenntnisse 
und Entwicklungen des aufgestellten Entwurfs des Jahresabschlusses 2012 zu erstellen. Der 
vom Kämmerer aufgestellte und vom Bürgermeister zum Ende des ersten Quartals 2013 
bestätigte Entwurf des Jahresabschlusses 2012 ist in den Aprilsitzungen des HFWA sowie 
des Rates beraten worden. Die daraus resultierenden Erkenntnisse für den Vollzug des HSK 
bis 2022 sind Gegenstand des nunmehr vorliegenden Berichtes. 
 
In Anlehnung an den ersten Bericht soll insbesondere zu folgenden Aspekten eine Aussage 
getroffen werden: 
 

• Wie stellt sich die tatsächliche Abwicklung des Haushaltsjahres im Vergleich zur Pla-
nung dar? 
 

• Wie wirken sich Veränderungen in den Rahmenbedingungen auf die Fortschreibung 
des Haushaltssicherungskonzeptes aus? 

 
• Welche Chancen und Risiken bestehen im Hinblick auf die Fortschreibung des Haus-

haltssicherungskonzeptes? 
 

• Ist die Zielerreichung gefährdet? 
 
 

Ö  3
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Entwurf des Jahresabschlusses 2012 als Basis für die Frühjahrsprojektion; Entwick-
lung von ausgewählten Erträgen und Aufwendungen 
 
Erträge und Aufwendungen Ansatz 2012 Ist Erg. 2012 Ist - Ansatz in %
*      Steuern und  ähnliche Abgaben -41.885.850,00 -44.025.504,83 -2.139.654,83 5,11
*      Zuwendungen und allgemeine Umlagen -15.679.280,00 -16.855.001,76 -1.175.721,76 7,50
*      Sonstige Transfererträge -250.950,00 -299.086,27 -48.136,27 19,18
*      Öffentlich-Rechtliche Leistungsentgelte -3.725.741,00 -4.315.505,90 -589.764,90 15,83
*      Privatrechtliche Leistungsentgelte -816.471,00 -815.500,34 970,66 -0,12
*      Erträge aus Kostenerstattung/-umlage -1.200.624,00 -1.848.794,87 -648.170,87 53,99
*      Sonstige ordentliche Erträge -3.284.750,00 -4.203.620,29 -918.870,29 27,97
**     Ordentliche Erträge -66.843.666,00 -72.363.014,26 -5.519.348,26 8,26
*      Personalaufwendungen 18.235.730,00 17.455.810,18 -779.919,82 -4,28
*      Versorgungsaufwendungen 982.287,00 1.108.114,48 125.827,48 12,81
*      Aufwendungen für Sach-/Dienstleistungen 14.458.479,00 12.918.582,39 -1.539.896,61 -10,65
*      Bilanzielle Abschreibungen 6.400.542,00 6.491.754,52 91.212,52 1,43
*      Transferaufwendungen 33.117.618,00 33.283.211,69 165.593,69 0,50
*      Sonstige ordentliche Aufwendungen 5.171.341,63 6.861.399,31 1.690.057,68 32,68
**     Ordentliche Aufwendungen 78.365.997,63 78.118.872,57 -247.125,06 -0,32
***    Ergebnis der lfd. Verwaltungstätigkeit 11.522.331,63 5.755.858,31 -5.766.473,32 -50,05
*      Finanzerträge -969.100,00 -1.050.586,90 -81.486,90 8,41
*      Zinsen und ähnliche Aufwendungen 4.405.000,00 4.095.981,11 -309.018,89 -7,02
**     Finanzergebnis 3.435.900,00 3.045.394,21 -390.505,79 -11,37
****   Ordentliches Jahresergebnis 14.958.231,63 8.801.252,52 -6.156.979,11 -41,16
*****  Jahresergebnis vor Leistungsverrechnung 14.958.231,63 8.801.252,52 -6.156.979,11 -41,16
****** Jahresergebnis 14.958.231,63 8.801.252,52 -6.156.979,11 -41,16  
 
Im Plan/Ist-Vergleich des Haushaltsjahres 2012 fällt insbesondere die deutlich bessere Si-
tuation bei den ordentlichen Erträgen auf. 
 
Im Bereich der Steuererträge haben sich sowohl die Einkommensteuer als auch die Gewer-
besteuer wesentlich günstiger entwickelt  als in der Planung angenommen. Dies ist vor allem 
auf die konjunkturellen Rahmenbedingungen und die Entwicklung  des Arbeitsmarktes zu-
rückzuführen.  
Diese Entwicklung lässt eine positivere Fortschreibung erwarten als zuletzt im Rahmen des 
HSK bis 2022 angenommen, da sich die der Fortschreibung im Anschluss an den Zeitraum 
der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung zu Grunde zu legenden Wachstumsraten 
verbessern. 
So erhöht sich beispielsweise bei der Gewerbesteuer die Wachstumsrate von  
6,032 % auf 6,407 % und bei der Einkommensteuer von 2,554 % auf 2,78 %. 
 
Hieraus resultieren positive Effekte in der Fortschreibung. 
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Im Bereich der Zuwendungen und allgemeinen Umlagen ist die positive Abweichung zum 
Plan zum einen in höheren Bedarfszuweisungen für den U3-Ausbau sowie für die Offene 
Ganztagsschule begründet. Beides stellt sich durch aufwandswirksame Inanspruchnahme 
ergebnisneutral dar. 
Zum anderen ergeben sich Verbesserungen bei den Erträgen aus der Auflösung von Son-
derposten. Diese Verbesserungen werden sich auch in der Fortschreibung des HSK positiv 
auswirken. 
 
Im Bereich der Sonstigen ordentlichen Erträge wirken sich insbesondere Vermögensver-
äußerungen über Buchwert positiv aus. In der Planung und der HSK-Darstellung wird grund-
sätzlich von einer Veräußerung zum Buchwert und damit von einer ergebnisneutralen Dar-
stellung ausgegangen. 
 
Die ordentlichen Aufwendungen entwickelten sich im Haushaltsjahr 2012 per Saldo planmä-
ßig. 
 
In der differenzierten Betrachtung stellen sich teilweise deutliche Abweichungen zur Planung 
dar. 
 
Im Bereich der Personalaufwendungen wirken sich insbesondere die geplante Reserve für 
den KITA-Ausbau, der Entfall der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall sowie die Effekte aus 
Wiederbesetzungssperren und Stellenvakanzen positiv aus. Diese Effekte sind in diesem 
Ausmaß in den Folgejahren nicht zu erwarten, so dass hieraus keine positiven Wirkungen 
abgeleitet werden können. 
 
Zwischen den Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen und den Sonstigen or-
dentlichen Aufwendungen haben sich Verschiebungen ergeben, die sich ergebnisneutral 
auswirken. 
 
Im Bereich der Transferaufwendungen ist hinsichtlich der Kreisumlage aufgrund steigen-
der Steuerkraft tendenziell mit höheren Belastungen zu rechnen. Gleiches gilt für die pflichti-
gen Jugendhilfeleistungen aufgrund von Kosten- und Fallzahlsteigerungen. 
 
Beim Finanzergebnis ist aufgrund des derzeit anstehenden Finanzierungsvolumens im Sach- 
und Finanzanlagevermögen (investiver U3-Ausbau, energetische Optimierung Ratstrakt, 
Beteiligung an Netzgesellschaften) mit weiteren Belastungen zu rechnen. Diese Belastungen 
können teilweise – beispielsweise bei den Netzgesellschaftskooperationen – durch entspre-
chende Erträge und Einzahlungen neutralisiert werden. 
 
Bezogen auf das Haushaltsjahr 2013 wird erwartet, dass der geplante Fehlbedarf nach heu-
tiger Beurteilung deutlich unterschritten werden wird. 
Detailliertere Informationen zur Abwicklung des Haushaltsjahres 2013 werden im Rahmen 
der Prognoseberichterstattung zur Mitte bzw. zum Herbst diesen Jahres erwartet. 
 
Chancen und Risiken in der weiteren Entwicklung 
 
Die weitere Entwicklung des Haushalts wird maßgeblich bestimmt durch Chancen und Risi-
ken, deren Eintrittswahrscheinlichkeit und deren Ausmaß nicht konkret bestimmt werden 
können. Grundlage der Chancen- und Risikobetrachtung ist die erstmalig zum 31.12.2012 im 
Rahmen des Jahresabschlusses durchgeführte Risikoinventur. 
 
Zu den Chancen zählen beispielsweise
 

- die Nutzung von Potentialen in der Bauland- und Gewerbeflächenentwicklung  
- die Verfassungsbeschwerden gegen die Gemeindefinanzierungsgesetze 2011 und 

2012 sowie 

264/2013-2  Seite 3 von 4 
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- der Erwerb des Gas- und Stromversorgungsnetzes und deren Betrieb. 
 
Risiken werden beispielsweise gesehen 
 

- in einem mittelfristig ansteigenden Zinsniveau 
- in der Konjunktur-/Arbeitsmarktentwicklung vor dem Hintergrund der Eurokrise 
- in der Tarif- und Kostenentwicklung sowie 
- im gesetzgeberischen Handeln (Beispiel: Umsatzbesteuerung der öffentlichen Hand; 

U3-Ausbau; Inklusion). 
 
Diese Aufzählung ist nicht abschließend. Die Erkenntnisse aus dem Risikoportfolio werden in 
das im Rahmen des Haushaltsplanungsprozesses 2014 zu erstellende Haushaltssiche-
rungskonzept einfließen. 
 
Nach der derzeitigen Entwicklung wird das mit dem Haushaltssicherungs-konzept ver-
folgte Ziel eines Haushaltsausgleichs im Jahr 2022 weiterhin erreicht werden. 

264/2013-2  Seite 4 von 4 
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Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 23.05.2013
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 269/2013-3

    Stand 30.04.2013
 
Betreff Fund- und Gefahrtiervertrag mit dem Tierheim Troisdorf 
 
Beschlussentwurf 
 
der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss beauftragt den Bürgermeister 
 
1. den neu verhandelten Fund- und Gefahrtiervertrag mit dem Verein „Tierschutz für den 
Rhein-Sieg-Kreis“ e.V. über den Betrieb des Tierheimes in Troisdorf ab dem 01.03.2013 in 
der vorgelegten Fassung zu unterzeichnen 
 
2. die erforderlichen Haushaltsmittel für eine Zuschussgewährung in den Jahren 2013 - 2022 
im Rahmen der Haushaltsplanberatungen einzuplanen. 
 
Sachverhalt 
 
Die Unterbringung und Versorgung von Fund- und Gefahrtieren aus dem Stadtgebiet Born-
heim obliegt entsprechend den bestehenden gesetzlichen Regelungen der Stadt Bornheim. 
Zur Erfüllung dieser Aufgabe wurde zwischen den Kommunen des Rhein-Sieg-Kreises (au-
ßer der Gemeinde Wachtberg) und dem Verein „Tierschutz für den Rhein-Sieg-Kreis“ e. V. 
(Tierschutzverein) bereits in den zurückliegenden Jahren ein Pauschalvertrag über die Un-
terbringung und Versorgung von Fund- und Gefahrtieren im Tierheim Troisdorf geschlossen. 
In dem seit 01.01.2005 geltenden Vertrag haben sich die am Vertrag beteiligten Kommunen 
zur Zahlung einer jährlichen Kostenpauschale von rd. 293.000 € verpflichtet. Diese Kosten-
pauschale wurde je zur Hälfte nach dem Einwohnerschlüssel und der Anzahl der abgegebe-
nen Fund- bzw. Gefahrtiere umgelegt. Entsprechend dieser Regelung wurde von der Stadt 
Bornheim in den letzten Jahren ein jährlicher Zuschuss zum Betrieb des Tierheimes Trois-
dorf in Höhe von 19.175 € gezahlt. Die Anzahl der im Tierheim Troisdorf aus dem Gebiet der  
Stadt Bornheim aufgenommen und betreuten Fund-/Gefahrtiere belief sich in den Jahren 
2010 - 2012 auf durchschnittlich 62 Tiere. 
 
Aufgrund der in den letzten Jahren negativen finanziellen Entwicklung beim Tierheim Trois-
dorf musste der ursprünglich noch bis 31.12.2014 laufende Fund- und Gefahrtiervertrag zwi-
schen den beteiligten Kommunen und dem Tierschutzverein neu verhandelt werden, um 
einen Fortbestand des Tierheimes Troisdorf zu gewährleisten. Die Hauptverwaltungsbeam-
ten der Kreiskommunen haben sich in einer Vielzahl von Gesprächen auf den nunmehr vor-
gelegten neuen Vertrag mit dem Tierschutzverein verständigt. Nach derzeitigem Stand be-
absichtigen 15 der insgesamt 19 Kreiskommunen dem neuen Vertrag beizutreten. Die Ge-
meinden Much, Neunkirchen-Seelscheid, Windeck und Wachtberg haben sich für eine an-
derweitige Erledigung der gesetzlichen Aufgabe entschieden.   
 
Der neue Vertrag sieht eine Laufzeit vom 01.03.2013 bis 31.12.2022 vor. Bei der Berech-
nung des zukünftig zu zahlenden pauschalen Kostenbeitrages für Fundtiere (§ 5 Ziffer 1) 
wurde der bisherige Verteilerschlüssel nach Einwohnerzahl und  Anzahl der aufgenomme-
nen Tiere grundsätzlich beibehalten. Die Kosten für die Unterbringung und Versorgung von 

Ö  4
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Gefahrtieren soll zukünftig je aufgenommenem Gefahrtier über festgelegte Tagespauschalen 
(§ 5 Ziffer 2) zusätzlich bezuschusst werden. Der Anteil der aufgenommen Gefahrtiere ist 
Verhältnis zu den betreuten Fundtieren insgesamt zu vernachlässigen. Im Jahr 2011 wurden 
insgesamt zwei, im Jahr 2012 keine Gefahrtiere aus dem Bereich der Stadt Bornheim im 
Tierheim Troisdorf untergebracht. Nach den aktuell vorliegenden Berechnungen des Tier-
schutzvereins leisten die am Vertrag beteiligten Kommunen zukünftig einen jährlichen Kos-
tenbeitrag von rd. 420.000 € für die Betreuung von Fundtieren. Unter Anwendung der bereits 
genannten Verteilerschlüssel beläuft sich der Anteil der Stadt Bornheim auf ca. 30.200 € 
jährlich, was einer Steigerung von ca. 57 % zur bisherigen Zuschusshöhe bedeutet. 
Der vorliegende Vertragsentwurf sieht darüber hinaus eine jährliche Anpassung der Pau-
schalen jeweils zum 01. Januar eines Jahres in Höhe des allgemeinen Preisanstiegs , ge-
messen am Verbraucherpreisindex für Deutschland des statistischen Bundesamtes für das 
Vorjahr vor.  
 
Neu wurde die Bildung eines gemeinsamen Beirates (§ 6), bestehend aus Vertretern der 
Kommunen, des Tierschutzvereins und des Rhein-Sieg-Kreises, in den Vertrag aufgenom-
men. Hierdurch soll insbesondere ein besserer Einblick in die wirtschaftliche Entwicklung und 
Effizienz der Betriebsführung des Tierheimes geschaffen werden. Der Beirat soll beratende 
Funktion besitzen. 
 
Der nunmehr ausgehandelte Vertrag stellt die Arbeit des Tierheimes auf eine vernünftige 
wirtschaftliche Basis und sichert für die Kommunen eine Fortsetzung der bisherigen Zusam-
menarbeit mit dem Tierschutzverein.  
 
Der Bürgermeister empfiehlt trotzt der steigenden Kostenbeteiligung für die Stadt Bornheim 
den Abschluss der ausgearbeiteten neuen vertraglichen Vereinbarung für die Unterbringung 
der Fund- und Gefahrtiere und diese wichtige Aufgabe der Städte und Gemeinden weiterhin 
solidarisch mit den anderen Kommunen wahrzunehmen. Nur so ist die Aufgabe der Fund-
tierunterbringung für alle Städte und Gemeinden zu vertretbaren Kosten zu finanzieren und 
gemeinsam zu tragen. 
 
Abschließend wird noch auf die dem neuen Fund- und Gefahrtiervertrag beigefügte Proto-
kollerklärung hingewiesen. Demnach ist für das Jahr 2014 der Bau eines neuen Hundehau-
ses geplant. Aufgrund der bisherigen Erkenntnisse wird für diese Maßnahmen mit Gesamt-
kosten von rd. 600.000 € ausgegangen. Der einzurichtende gemeinsame Beirat bereitet die 
Details der Finanzierung sowie die Errichtung des Hundehauses vor. Über die Kostenvertei-
lung wird von den Vertragsparteien eine gesonderte Vereinbarung getroffen. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
Durch den Abschluss des neuen Fund- und Gefahrtiervertrages mit dem Tierschutzverein 
Troisdorf entstehen ab dem Haushaltsjahr 2013 Mehraufwendungen im Produktbereich 
1.02.01 - Allgemeine Sicherheit und Ordnung, Sachkonto 52 59 00 - Erstattungen an übrige 
Bereiche.  
 
Für das Jahr 2013 ist mit einem Mehraufwand von rd. 8.250 € auszugehen, der in erster Li-
nie durch entsprechende Einsparungen in anderen Produktbereichen bzw. zu gegebener 
Zeit durch Bereitstellung überplanmäßiger Mittel zu decken ist. Die ab dem Jahr 2014 im 
Vergleich zur derzeitigen Finanzplanung zusätzlich benötigten Ausgabemittel in Höhe von 
jährlich rd. 11.000 € sind im Rahmen der anstehenden Haushaltsplanberatungen einzupla-
nen. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Entwurf Fund- und Gefahrtiervertrag 
Wirtschaftsplan Zweckbetrieb Tierheim Troisdorf für die Jahre 2013 und 2014 
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Rat 25.04.2013
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 202/2013-1

    Stand 02.04.2013
 
Betreff 
 

Antrag der SPD-Fraktion vom 26.03.2013 betr. Energiewende umsetzen, 
Klimaschutz verbessern und kommunales Energiemanagement optimieren 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Bürgermeister wird gebeten, im Entwurf des kommenden Stellenplans die Stelle eines 
Dipl. Ingenieurs der Fachrichtung Energie-, Versorgungs- und Umwelttechnik zur Optimie-
rung des kommunalen Energiemanagements vorzusehen. 
 
Sachverhalt 
 
Die SPD-Fraktion beantragt, den Bürgermeister mit der Einrichtung einer neuen Stelle im 
kommenden Stellenplan zu beauftragen. Die Stelle soll nach EG 12 TVöD ausgewiesen 
werden und zur Einstellung eines Dipl. Ing. Fachrichtung Energie-, Versorgungs- und Um-
welttechnik dienen. Die Begründung der SPD-Fraktion ist aus dem beigefügten Antrag er-
sichtlich. Um die gesetzten energiepolitischen Ziele erreichen zu können, sieht der Bürger-
meister ebenso den Bedarf für eine derartige Stelle. Dabei ist zu erwarten, dass gerade in 
der Anfangsphase die Kosten einer derartigen Stelle durch die erzielten Einsparungen oder 
Verbesserungen ausgeglichen werden können. 
 
Der Kämmerer stellt den Entwurf der Haushaltssatzung mit allen Anlagen (dazu gehört u.a. 
auch der Stellenplan) auf und leitet diesen dem Bürgermeister zur Bestätigung zu. Die Auf-
stellung des Stellenplans erfolgt in eigener Verantwortung des Kämmerers und des Bürger-
meisters. In dieser Aufstellungsphase u.a. des Stellenplans ist nach hiesiger Auffassung eine 
konkrete Anweisung zur Aufnahme bestimmter Einzelheiten rechtlich nicht zulässig. Der 
Stellenwert wird im Aufstellungsverfahren ermittelt. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Antrag 

Ö  5
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Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 23.05.2013
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 270/2013-6

    Stand 30.04.2013
 
Betreff Mitteilung betr. betr. Gebäude- und Standortkonzept der Stadt Bornheim 
 
Sachverhalt 
 
Der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss hat in seiner Sitzung am 28.02.2013 den 
Bürgermeister beauftragt 
 

1. im Rahmen der Aufstellung eines Bebauungsplanes für die Realisierung eines Kin-
dergartens und einer Einrichtung für gesundheitliche und/oder soziale Zwecke auf 
dem südlichen Teil der Freibadwiese die folgenden Punkte zu berücksichtigen: 

 
- Zwischen der Einrichtung für gesundheitliche und/oder soziale Zwecke und dem Kin-

dergarten soll eine möglichst große Grünfläche entstehen. 
- Der Baumbestand der Freibadwiese soll auf dieser Fläche in möglichst großem Um-

fang erhalten werden. 
- Die Grünfläche soll als Außenbereich des Kindergartens, Mehrgenerationenplatz und 

öffentliche Parkanlage gestaltet werden. 
- Es soll umgehend geprüft werden, ob die Errichtung des Kindergartens durch die 

Stadt oder einen Investor wirtschaftlicher ist.  
 
2. ein Konzept zu erstellen, bei dem die Vor- und Nachteile der derzeitigen Situation 

gegenüber einer Konzentration im Rathausumfeld umfassend dargestellt werden. Zu 
berücksichtigen ist dabei auch die anstehende Organisationsuntersuchung des 
Fachbereiches 4, in der dieser Aspekt mit untersucht werden sollte. 

 
Der Rat hat in seiner Sitzung am 24.01.2013 den Bürgermeister beauftragt 
 

4. auf Antrag der FDP-Fraktion, der CDU-Fraktion und der Fraktion Bündnis 90/Grüne, 
die Kosten für eine externe Beratung zu den unter 3. genannten Punkten zu ermitteln 
und dem HFWA drei alternative Deckungsvorschläge zu unterbreiten.  

 
5. auf Antrag der FDP-Fraktion, der CDU-Fraktion und der Fraktion Bündnis 90/Grüne, 

mit dem Studentenwerk Bonn oder einem anderen geeigneten Investor über die Er-
richtung eines Studentenwohnheims auf der städtischen Fläche Adenaueral-
lee/Bonner Straße zu verhandeln.  

 
Zu Nr. 1: 
Auf der Fläche der Freibadwiese ist neben der Errichtung eines Kindergartens und einer Ein-
richtung für gesundheitliche und / oder soziale Zwecke durch Beethovenstift keine weitere 
Nutzung möglich.  
 
Der Bürgermeister wird im Rahmen der Ausarbeitung des Bebauungsplanes die oben aufge-
führten Punkte berücksichtigen.  
 

Ö  6
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Bislang hat die Verwaltung die Erschließungsvoraussetzungen zu dem Projekt des Beetho-
venstift sowie zur Errichtung eines neuen Kindergartens auf der Basis des Aufstellungsbe-
schlusses (Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften am 15.05.2013, Vorlage 
230/2013-7) geprüft. Die Entscheidung hierzu sollte bis zum Sommer 2013 gefällt werden, 
damit eine Fertigstellung des Kindergartens vor dem Ablauf des aktuellen Mietvertrages 
(30.11.2015) in der Secundastraße 2 vollzogen werden kann.  
 
Zu Nr. 2 und Nr. 4: 
Die Kosten für eine externe Beratung zu dem Punkt 2 betragen rund 5.000,00 €. Diese sind 
im Rahmen der Untersuchungen zu Sanierungsarbeiten am Ratstrakt ermittelt worden.  
 
Auf Grund der geringen Summe in Höhe von 5.000,00 € kann die Deckung aus dem Ge-
samtbudget des Sachkontos 54 27 00 – Prüfung, Beratung, Rechtsschutz erfolgen. 
 
Zu Nr. 5: 
Anfragen betr. der Errichtung einer Wohnanlage für Studenten sind an das Studentenwerk 
Bonn sowie an die Alanus-Hochschule erfolgt.  
Die Alanus-Hochschule in Alfter hat mitgeteilt, dass generell kein Interesse bzw. keine Mög-
lichkeit zur Errichtung einer Studentenwohnanlage besteht.  
Das Studentenwerk Bonn ist mehrfach angeschrieben worden. Derzeit liegt dennoch keine 
Rückmeldung vor.  
 
Das BSB Studentenwohnheim (vertreten durch Herrn Frank) hat Interesse bekundet ein wei-
teres Wohnheim in Bornheim zu errichten. Unter anderem wurde Herrn Frank die Fläche 
Ecke Adenauerallee / Bonnerstraße angeboten. Es besteht großes Interesse das Projekt an 
diesem Standort zu verwirklichen.  
Derzeit werden seitens des BSB die Planungsunterlagen sowie ein Kaufangebot ausgearbei-
tet.  
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Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 23.05.2013
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 198/2013-2

    Stand 27.03.2013
 
Betreff 
 

Mitteilung betr. Beteiligung der Kommunen mit Hochspannungsleitungen an 
der Gewerbesteuer 

 
Sachverhalt
 
Der Rat der Stadt Bornheim hat in seiner Sitzung am 24. Januar 2013 beschlossen, sich der 
Resolution des Rates der Gemeinde Alfter zur Gewerbesteuer für Kommunen mit Hoch-
spannungsleitungen anzuschließen und sich ebenfalls dafür auszusprechen, das Gewerbe-
steuergesetz dahingehend zu ändern, dass bei der Zerlegung der Gewerbesteuer von Ener-
gieunternehmen künftig auch Kommunen berücksichtigt werden, auf deren Gebiet sich 
Hochspannungsleitungen des Unternehmens befinden. 
Der Rat hat zugleich den Bürgermeister beauftragt, diesen Beschluss an den Städte- und 
Gemeindebund, die Fraktionen des Deutschen Bundestages, das Finanzministerium NRW 
und das Bundesministerium für Finanzen zu übermitteln und um Unterstützung dieses Anlie-
gens zu bitten. 
Dieser Auftrag wurde vom Bürgermeister mit Schreiben vom 12. Februar 2013 umgesetzt. 
 
Das Finanzministerium NRW hat zu dem Sachverhalt mit Schreiben vom 3. April 2013 Stel-
lung genommen. 
In dem Schreiben wird zunächst ausgeführt, dass seitens des Finanzministeriums NRW für 
das vorgetragene Anliegen Verständnis bestehe, da der für die Energiewende erforderliche 
Netzausbau für die betroffenen Anwohner ohne Zweifel eine erhebliche Belastung darstelle. 
 
Gleichwohl vermag das Finanzministerium NRW den Vorschlag mit Blick sowohl auf dessen 
Administrierbarkeit als auch in Relation zu den erwarteten finanziellen Vorteilen für die 
Kommunen nicht zu unterstützen. 
 
Ergänzend wird auf die schriftlichen Ausführungen des Finanzministeriums NRW verwiesen, 
die der Vorlage beigefügt sind.  
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Schreiben des Finanzministeriums NRW vom 03.04.3013 
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Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 18.04.2013
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 172/2013-7

    Stand 03.04.2013
 
Betreff 
 

Anfrage der SPD-Fraktion vom 13.03.2013 betr. Wohnungssituation in 
Bornheim 

 
Sachverhalt
 
Da die Zeit für eine rechtzeitige und vollständige Erarbeitung der Vorlage nicht ausgereicht 
hat, werden die Fragen zur nächsten Sitzung des Haupt- Finanz- und Wirtschaftsausschus-
ses beantwortet.  
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Anfrage 
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Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsausschuss 18.04.2013
           Ergänzung 

  öffentlich  Vorlage Nr. 172/2013-7

    Stand 03.04.2013
 
Betreff 
 

Anfrage der SPD-Fraktion vom 13.03.2013 betr. Wohnungssituation in 
Bornheim 

 
Sachverhalt 
 
Die Fragen der SPD-Fraktion werden wie folgt beantwortet: 
 
Zu Frage 1: 

 
 
Antwort: Zur Frage wird auf die Sitzungsvorlage 082/2012-5 für den Ausschuss für Schule, 
Soziales und demographischen Wandel verwiesen. 
 
Neuere Erkenntnisse liegen nicht vor. 
 
Zu Frage 2: 

 
 
Antwort: Wesentliche Aufgabe der Stadt Bornheim ist die die Bereitstellung von ausreichen-
den Wohnbauflächen, um privaten Bauherren und Investoren die Möglichkeit zu eröffnen, 
weiteren Wohnraum herzustellen. Mit der Aufstellung des neuen Flächennutzungsplans ist 
der erste Schritt hierzu bereits vollzogen. Die weitere Bearbeitung der Bebauungspläne für 
Wohnbauflächen bleibt eine Hauptaufgabe der städtischen Planung. Durch ein ausreichen-
des Angebot an bebaubaren Flächen sieht der Bürgermeister auch die Möglichkeit, bezahl-
baren Wohnraum zu erhalten und evtl. neuen zu schaffen. 
 
Daneben hat die Verwaltung städtebaulich verträgliche Projekte, die mit Wohnungsbauförde-
rungsmitteln finanziert wurden, unterstützt und befürwortet.  
 
Zu Frage 3:  

 
 
Antwort: Die Stadt Bornheim steht weiteren Investitionen von gemeinnützigen Wohnungs-
baugesellschaften grundsätzlich positiv gegenüber. Eine Ballung von gefördertem Wohn-
raum wie in der Vergangenheit sollte aber vermieden werden. 
 
Der Bürgermeister würde es sehr begrüßen, wenn die gemeinnützige Wohnungsbaugesell-
schaft des Rhein-Sieg-Kreises Projekte in Bornheim realisieren würde. Dies ist auch in die 
Richtung der Gesellschaft kommuniziert worden. Die Verwaltung würde solche Projekte –
sofern sie städtebaulich passen – gerne unterstützen. Die Übernahme städtischer Miet-
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wohngebäude durch die gemeinnützige Wohnungsbaugesellschaft des Rhein-Sieg-Kreises 
ist leider aufgrund der unrealistischen Kaufpreisvorstellungen der Gesellschaft gescheitert. 
 
Zu Frage 4 

 
 
Antwort: Durch die Bereitstellung von Wohnbauflächen sollen auch sehr zentral gelegene 
Baugebiete auf den Markt kommen. Hier sind die privaten Investoren aufgefordert, insbe-
sondere für die ältere Generation seniorengerechte Wohnungen mit kurzen Wegen zu den 
Versorgungseinrichtungen und dem ÖPNV zu errichten. 
 
Der Bürgermeister geht zudem davon aus, dass in Zukunft auch verstärkt Wohnraum in Se-
nioren-Wohngemeinschaften und preiswerterer Wohnraum von alleinstehenden Senioren 
gesucht wird. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Anfrage 
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